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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die friedliche Verwendung der Kernenergie 
(Atomgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 1 

(1) Die friedliche Verwendung der Kernenergie 
ist vom Bund im Rahmen einer freien wirtschaft- 
lichen Betätigung zu fördern und unterliegt seiner 
Aufsicht. 

(2) Die Pflege der zwischenstaatlichen Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der friedlichen Verwen- 
dung der Kernenergie ist Sache des Bundes, der 
dabei auf die Grundsätze des Absatzes 1 Bedacht zu 
nehmen hat. 

§ 2 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Kernenergie: 

jede Art von Energie, €iie im Verlaufe von 
Prozessen der Spaltung, Vereinigung und son- 
stigen Umwandlung von Atomkernen, die 
durch äußere Mittel herbeigeführt oder beein- 
flußt werden, unmittelbar freigesetzt wird; 

2. Kernbrennstoffe: 

die „besonderen spaltbaren Stoffe" im Sinne 
des Artikels 197 Ziff. 1 des Vertrages vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft, ferner 


alle Stoffe, von denen die Bundesanstalt für 
Kernenergie (§§ 5 ff.) feststellt, daß sie geeig- 
net sind, größere Mengen Kernenergie freizu- 
setzen; 

3. Ausgangsstoffe: 

die in Ziffer 3 des Artikels 197 des Vertrages 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft bczeichneten Stoffe; 

4. radioaktive Substanzen: 

I alle Stoffe, die infolge von Kernreaktionen 

Strahlen mit einer Energie von mehr als 100 
I Elektronenvolt (eV) aussenden. 

; § 3 

Trifft die Bundesanstalt für Kernenergie die Fest- 
stellung gemäß § 2 Nr. 2 mit der Einschränkung, 
daß bestimmte Stoffe nur in Verbindung mit einer 
besonderen Vorrichtung zur Freisetzung von Kern- 
energie geeignet sind, so gelten die betreffenden 
I Stoffe erst dann als Kernbrennstoffe, wenn sie in 
den für die Aufnahme durch die Vorrichtung er- 
: forderlichen Zustand versetzt worden sind. 

§ 4 

(1) Wirtschaftliche Unternehmen zum Zwecke der 
j friedlichen Verwendung der Kernenergie dürfen 
vom Bund, von den Ländern, Gemeinden oder 
I Gemeindeverbänden nur errichtet, übernommen 
oder erweitert werden, wenn dieser Zweck nicht 
ebensogut im Rahmen freier wirtschaftlicher Betäti- 
: gung erreicht werden kann. 
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(2) Wirtschaftliche Unternehmen in vollständi- 
gem oder teilweisem Eigentum des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
oder sonstiger Körperschaften des öffentlichen 
Rechts dürfen unbeschadet der Bestimmungen des 
Absatzes 1 eine friedliche Verwendung der Kern- 
energie vornehmen, wenn diese Betätigung dem 
Gegenstand der Unternehmen zu dienen bestimmt 
ist und ihr Ausmaß der Größe und Zweckbestim- 
mung der Unternehmen entspricht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
Beteiligungen an wirtschaftlichen Unternehmen zur 
friedlichen Verwendung der Kernenergie. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Bundesanstalt für Kernenergie 

§ 5 

(1) Es wird eine Bundesanstalt für Kernenergie 
als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. Sie 
unterliegt der Aufsicht der Bundesregierung. 

(2) Ihre Organe sind 

a) der Verwaltungsrat 

b) das Direktorium. 

§ 6 

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus 
1 Vertreter jeder Fraktion des Bundestages, 
1 Vertreter der Bundesregierung, 

1 Vertreter des Bundesrates, 

15 weiteren Mitgliedern, von denen 

a) 9 Mitglieder als Vertreter der Gesamt- 
wirtschaft, und zwar 

5 vom Gemeinschaftsausschuß der Deut- 
schen Gewerblichen Wirtschaft, 

1 von der Vereinigung Deutscher Elek- 
trizitätswerke, 

1 vom Zentralausschuß der Deutschen 
Landwirtschaft 

und 

2 von den Arbeitnehmerorganisationen, 

b) 5 Mitglieder als Vertreter der Wissen- 

schaft von der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister und der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, 

c) 1 Mitglied von der Bundesvereinigung 

der kommunalen Spitzenverbände 

vorgeschlagen und von der Bundesregierung er- 
nannt werden. 

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates müssen 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Von 
diesem Erfordernis kann in Ausnahmefällen auf 
Grund eines besonderen Beschlusses der Bundes- 
regierung abgesehen werden. 


(3) Die Mitglieder sind nur ihrem Gewissen ver- 
antwortlich; sie sind an keine Aufträge oder Wei- 

j sungen gebunden. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwal- 
tungsrates beträgt vier Jahre; Wiederernennung ist 
zulässig. 

(5) Nach Ablauf jedes Kalenderjahres scheiden 
Je vier Mitglieder nach der Reihenfolge ihrer Amts- 
dauer aus. Die Reihenfolge des Ausscheidens nach 
den ersten vier Jahren wird in der ersten Sitzung 
des Verwaltungsrates durch das Los bestimmt. 

(6) Die Mitglieder können jederzeit durch schrift- 
liche Erklärung gegenüber der Bundesregierung ihr 
Amt niederlegen. Verliert ein Mitglied die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter, so erlischt 
seine Mitgliedschaft. Nach Anhören des Verwal- 
tungsrates kann die Bundesregierung ein Mitglied 
seines Amtes entheben, wenn ein wichtiger in der 
Person des Mitgliedes liegender Grund vorliegt; als 
solcher gilt insbesondere ein Verhalten des Mit- 
gliedes, das bei Beamteneigenschaft eine Dienst- 
enthebung rechtfertigen würde. 

(7) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Zeit, 
für die es ernannt ist, aus, so ist unverzüglich ein 
Ersatzmitglied für die restliche Amtszeit des Aus- 
geschiedenen zu ernennen. 

(8) Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet, soweit daran ein öffentliches oder ein 
berechtigtes Interesse eines Beteiligten besteht. Für 
ihre Tätigkeit erhalten sie eine angemessene Auf- 

i Wandsentschädigung. 

(9) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
: Ordnung. 

§ 7 

(1) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei Jahre in 
der ersten Sitzung des Kalenderjahres aus seiner 
Mitte seinen Präsidenten sowie zwei Vizepräsiden- 
ten. Für die Wahl des Präsidenten ist die Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, für 
die Wahl der Vizepräsidenten einfache Stimmen- 
mehrheit erforderlich. Erhält im ersten Wahlgang 
kein Bewerber die danach erforderliche Stimmen- 
mehrheit, so findet ein zweiter Wahlgang statt. 
Kommt auch in diesem die danach erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht zustande, so findet zwischen 
den beiden Bewerbern, die im zweiten Wahlgang 
die höchste Stimmenzahl haben, eine Stichwahl 
statt, bei der die einfache Mehrheit entscheidet. 

(2) Wiederwahl des Präsidenten und der Vize- 
präsidenten ist zulässig. 

§ 8 

(1) Der Verwaltungsrat 

a) wirkt bei der Aufstellung der Programme 
für die Tätigkeit der Anstalt mit, 

b) nimmt Stellung zu der von der Bundes- 

I regierung beabsichtigten Ernennung der 

Mitglieder des Direktoriums, 
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c) genehmigt den vom Direktorium aufzu- 
stellenden Haushaltsvoranschlag und Stel- 
lenplan der Anstalt, 

d) nimmt einmal im Vierteljahr den Rechen- 
schaftsbericht des Direktoriums entgegen, 

e) billigt den Jahresbericht des Direktoriums, 

f) beschließt über die vom Direktorium nach 
diesem Gesetz aufzustellenden Richtlinien 
gemäß §§ 15 und 19, 

g) beschließt über Feststellungen gemäß § 2 
Nr. 2 vorbehaltlich der Zustimmung der 
Bundesregierung, 

h) nimmt Stellung zu geplanten zwischen- 
staatlichen Abmachungen, deren Entwürfe 
ihm von der Bundesregierung vorzulegen 
sind, 

i) beschließt über die Besetzung der Stel- 
len, die dem höheren Dienst entsprechen, 

k) beschließt über die Höhe des Mindest- 
betrages gemäß § 14 Abs. 3 Satz 2. 

(2) Der Bundesminister für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft hat das Recht zur Teilnahme an 
den Sitzungen des Verwaltungsrates. 

(3) Der Präsident des Verwaltungsrates, in sei- 
ner Vertretung einer der Vizepräsidenten, vertritt 
die Bundesanstalt gegenüber dem Direktorium. 

§ 9 

(1) Das Direktorium besteht aus einem General- 
direktor und zwei weiteren Mitgliedern, die die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen müssen. Sie 
dürfen dem Verwaltungsrat nicht angehören. Ihre 
Amtszeit beträgt fünf Jahre; Wiederernennung ist 
zulässig. 

(2) Die Mitglieder des Direktoriums werden von 
der Bundesregierung ernannt. Die Bundesregierung 
hört vorher den Verwaltungsrat, von dessen Stel- 
lungnahme sie nur aus wichtigem Grunde abwei- 
chen kann. 

§ 10 

(1) Das Direktorium leitet die Geschäfte der 
Bundesanstalt und entscheidet über die von ihr zu 
treffenden Maßnahmen im Rahmen der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes. Es vertritt die Anstalt gericht- 
lich und außergerichtlich. 

(2) Das Direktorium gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, in der die Zuständigkeiten und Befugnisse 
seiner Mitglieder festgelegt werden; sie bedarf der 
Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(3) Zu den besonderen Aufgaben des Direkto- 
riums gehört es, befristete Programme für die Tä- 
tigkeit der Anstalt aufzustellen. 

(4) Die Mitglieder des Direktoriums nehmen -an 
den Sitzungen des Verwaltungsrates teil. 


§ 11 

(1) Die Bundesanstalt kann die in ihrem Haus- 
haltsplan vorgesehenen Mittel zur Unterstützung 
von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben in pri- 
vatrechtlicher Form verwenden und sich für den 
Bund an einschlägigen Unternehmen finanziell 
beteiligen; soweit dem Bund bereits Beteiligungen 
dieser Art an Forschungs- und Entwicklungsunter- 
nehmen zustehen oder solche künftig von ihm er- 
worben werden, geht ihre Verwaltung auf die Bun- 
desanstalt über. 

(2) Soweit die allgemeine Sicherheit oder die 
öffentliche Gesundheit die Durchführung von For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten erfordern, die 
nach Ansicht der Bundesanstalt an anderer Stelle 
nicht oder nicht in ausreichendem Maße betrieben 
werden, vergibt die Bundesanstalt entsprechende 
Forschungsaufträge. 


§ 12 

(1) Die Bundesanstalt berät die Bundesregierung 
in allen Fragen der friedlichen Verwendung der 
Kernenergie. Sie berät ferner die zuständigen Stel- 
len des Bundes, der Länder und Gemeinden in allen 
Fragen der allgemeinen Sicherheit und der öffent- 
lichen Gesundheit, insbesondere hinsichtlich 

der Überprüfung der für die Verwendung der 
Kernbrennstoffe vorgesehenen Vorrichtungen auf 
Betriebssicherheit und der für die Öffentlichkeit 
und die Beschäftigten getroffenen Schutzvorrich- 
tungen, 

der Überwachung der Lagerung und Verwendung 
der Kernbrennstoffe, der Beförderung von Kern- 
brennstoffen in öffentlichen Verkehrsmitteln, 

der Überwachung der Atmosphäre und der Ge- 
wässer auf radioaktive Beimengungen, 

der Aufklärung der Bevölkerung über Möglich- 
keiten und Gefahren der friedlichen Verwendung 
der Kernenergie. 

(2) Die Bundesanstalt gibt Auskünfte in allen 
Fragen der friedlichen Anwendung der Kernenergie, 
sammelt Informationsmaterial und übernimmt die 
der Bundesrepublik auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen überlassenen wissenschaftlichen 
und technischen Unterlagen. 

(3) Der Bundesanstalt obliegt der Verkehr mit 
der Kommission der Europäischen Atomgemein- 
schaft gemäß Artikel 182 Abs. 2 des Vertrages 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft. 

§ 13 

Die Bundesanstalt erhebt für ihre Tätigkeit zur 
Deckung ihrer Kosten Gebühren nach Richtlinien, 
die vom Direktorium mit Zustimmung des Verwal- 
tungsrates aufgestellt werden. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Kernbrennstoffe 

§ 14 

(1) Die Verwendung von Kernbrennstoffen für 
Versuchszwecke, zum Zwecke der Erzeugung von 
Energie oder radioaktiver Isotopen oder für irgend- 
einen anderen Zweck ist nur mit Genehmigung der 
Bundesanstalt zulässig. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. die für die Verwendung verantwortlichen 
Personen die erforderliche Fachkunde be- 
sitzen, 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorge gegen Schä- 
den durch die beabsichtigte Verwendung 
der Kernenergie getroffen ist. 

(3) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, 
wenn der Antragsteller nachweist, daß er Vorsorge 
zur Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen durch Abschluß einer Versicherung getrof- 
fen hat. Den Mindestbetrag für den Versicherungs- 
schutz setzt die Bundesanstalt fest; hierbei hat sie 
insbesondere Zweck, Art und Ort der Verwendung 
der Kernbrennstoffe zu berücksichtigen. 

(4) Die Genehmigung für die Verwendung von 
Kernbrennstoffen darf in jedem Falle nur für eine 
bestimmte Art der Verwendung und nur für eine 
begrenzte Menge Kernbrennstoff erteilt werden. 

§ 15 

Die Bundesanstalt übernimmt die der Bundes- 
republik auf Grund zwischenstaatlicher Verein- 
barungen überlassenen Kernbrennstoffe zur Ver- 
wahrung und Verwaltung. Sie verteilt sie nach Maß- 
gabe von Richtlinien, die das Direktorium mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrates festsetzt und die 
eine bevorzugte Versorgung für Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben vorsehen sollen. 

§ 16 

(1) Wer Kernbrennstoffe in das Bundesgebiet ein- 
führt, dort erzeugt, erwirbt oder im Besitz hat, hat sie 
unverzüglich der Bundesanstalt zur Inverwahrnahme 
anzubieten. Die Anbietungspflicht entfällt für In- 
haber von Genehmigungen für die Verwendung von 
Kernbrennstoffen, sofern die Mengen der in ihrem 
Besitz befindlichen Kernbrennstoffe die nach § 14 
Abs. 3 genehmigte Menge nicht übersteigen. 

(2) Die Bundesanstalt nimmt die angebotenen 
Kernbrennstoffe in Verwahrung und erteilt dem Hin- 
terleger eine Gutschrift über Art und Menge der 
hinterlegten Stoffe. 

(3) Die Bundesanstalt ist verpflichtet, die Kern- 
brennstoffe unter äußerlich erkennbarer Bezeich- 
nung des Hinterlegers gesondert von etwaigen eige- 
nen Beständen und von denen Dritter aufzubewah- 
ren. Sie kann sie bei dritten Personen einlagern und 
mit ihnen Verträge über die Bedingungen der Auf- 
bewahrung abschließen. Erzeuger von Kernbrenn- 


stoffen, die über geeignete Lagereinrichtungen ver- 
fügen, müssen auf Antrag mit der Verwahrung der 
von ihnen erzeugten Stoffe beauftragt werden, 
wenn die laufende Kontrolle der Bestände gewähr- 
leistet ist. 

(4) Die Bundesanstalt führt Buch über Art, Menge 
und Aufbewahrungsort aller in Verwahrung ge- 
nommenen Kernbrennstoffe, und zwar gesondert 
für jeden Hinterleger. Desgleichen führt sie Auf- 
zeichnungen über die im Besitz von Inhabern von 
Genehmigungen für die Verwendung von Kern- 
brennstoffen befindlichen Stoffe. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen berühren 
nicht die Verpflichtungen, die sich für den Bezug von 
Kernbrennstoffen aus dem Vertrag vom 25. März 
1957 zur Gründung der Europäischen Atomgemein- 
schaft ergeben. 


VIERTER ABSCHNITT 

Ausgangsstoffe 

§ 17 

Die Bundesanstalt führt Übersichten über die im 
Bundesgebiet vorhandenen Ausgangsstoffe ein- 
schließlich der noch im Boden lagernden Minera- 
lien, ihre Förderung und Verarbeitung sowie die 
Zu- und Abnahme der Bestände. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Radioaktive Substanzen 

§ 18 

(1) Radioaktive Substanzen dürfen nur mit Ge- 
nehmigung der Bundesanstalt erzeugt, in das Bun- 
desgebiet eingeführt und in Verkehr gebracht 
werden. 

(2) Die Genehmigung der Verwendung von Kern- 
brennstoffen schließt die Genehmigung der Erzeu- 
gung von radioaktiven Substanzen ein. Für die 
Weitergabe der bei der Verwendung von Kern- 
brennstoffen erzeugten radioaktiven Substanzen ist 
jedoch eine besondere Genehmigung erforderlich. 

(3) Für die Erteilung der Genehmigung nach Ab- 
satz 1 und Absatz 2 Satz 2 findet § 14 Abs. 2 sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 19 

Die Bundesanstalt erteilt Genehmigungen für die 
Erzeugung, die Einfuhr und die Weitergabe von 
radioaktiven Substanzen nach Richtlinien, die vom 
Verwaltungsrat beschlossen werden und mindestens 
Bestimmungen über folgende Punkte enthalten: 

a) laufende Berichte der Erzeuger und Einführer 
über Menge und Art der erzeugten oder einge- 
führten radioaktiven Substanzen und über ihren 
Verbleib, 
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b) Weitergabe nur an solche natürlichen und juri- 
stischen Personen, die sich der Bundesanstalt ge- 
genüber verpflichten, sie unverzüglich nach Be- 
endigung der Anwendung an die Bundesanstalt 
zu übergeben und die Kosten der Unschädlich- 
machung durch die Anstalt zu übernehmen, 

c) Übergabe der nicht weitergegebenen und nicht 
oder nicht mehr verwandten radioaktiven Sub- 
stanzen durch die Erzeuger an die Bundesanstalt 
unter Übernahme der Kosten der Unschädlich- 
machung. 

Sie berät die zuständigen Stellen des Bundes, der 
Länder und Gemeinden bei der Überwachung der 
Verwahrung und Verwendung radioaktiver Sub- 
stanzen. 

§ 20 

Die Bundesanstalt führt Aufzeichnungen, aus 
denen zu jeder Zeit die Art und Menge der radio- 
aktiven Substanzen im Besitz natürlicher und juri- 
stischer Personen im Bundesgebiet zu ersehen sind, 
und überwacht die Ablieferung und Unschädlich- 
machung solcher Stoffe, die nicht oder nicht mehr 
gebraucht wmrden. 

SECdlSTER ABSCHNITT 

Haftung 

§ 21 , 

(1) Wird durch die Wirkung eines Kernspal- ' 
tungsvorgangs oder der Strahlung eines radioakti- 
ven Stoffes, die von einem Kernreaktor oder einer 
dem Betrieb dieses Reaktors zugehörigen Einrich- 
tung oder Handlung einschließlich der Abfalibesei- 
tigung ausgeht, ein Mensch getötet oder der Kör- 
per oder die Gesundheit eines Menschen verletzt 
oder eine Sache beschädigt, so ist der Inhaber der 
Anlage verpflichtet, den daraus entstehenden 
Schaden gemäß §§ 22 bis 27 zu ersetzen. 

(2) Einer Sachbeschädigung steht es gleich, 
wenn eine Sache durch die Wirkung von Strahlen 
eines radioaktiven Stoffes in ihrer Brauchbarkeit 
beeinträchtigt wird. 

§ 22 

Hat bei der Entstehung des Schadens ein Ver- 
schulden des Verletzten mitgev/irkt, so gilt § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs; bei Beschädigung 
einer Sache steht das Verschulden desjenigen, der 
die tatsächliche Gewalt über sie ausübt, dem Ver- 
schulden des Verletzten gleich. 

§ 23 

(1) Im Falle der Tötung ist der Schadensersatz 
durch Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung 
sowie des Vermögensnachteils zu leisten, den der 
Getötete dadurch erlitten hatte, daß wmhrend der 
Krankheit seine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert, eine Verjuehrung seiner Bedürfnisse ein- ; 
getreten oder sein Fortkommen erschwert war. Der , 
Ersatzpflichtige hat außerdem die Kosten der Be- 


erdigung demjenigen zu ersetzen, dem die Ver- 
pflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen. 

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung 
zu einem Dritten in einem Verhältnis, vermöge 
dessen er diesem gegenüber kraft Gesetzes unter- 
haltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden 
konnte, und ist dem Dritten infolge der Tötung das 
Recht auf Unterhalt entzogen, so hat der Ersatz- 
pflichtige dem Dritten insoweit Schadensersatz zu 
leisten, als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts 
verpflichtet gewesen wäre. Die Ersatzpflicht tritt 
auch dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Ver- 
letzung gezeugt, aber noch nicht geboren war. 

§ 24 

Im Falle der Verletzung des Körpers oder der Ge- 
sundheit ist der Schadensersatz durch Ersatz der 
Kosten der Heilung sowie des Vermögensnachteils 
zu leisten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß 
infolge der Verletzung zeitweise oder dauernd seine 
Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert, eine 
Vermehrung seiner Bedürfnisse eingetreten oder 
sein Fortkommen erschwert ist. 

§ 25 

Der nach § 21 Ersatzpflichtige haftet für Perso- 
nen- und Sachschäden aus demselben Ereignis bis 
zu dem Betrag, den die Bundesanstalt im Geneh- 
migungsverfahren nach § 14 Abs. 3 festgesetzt hat. 
übersteigen die Verpflichtungen diesen Betrag, so 
liat der Bund den Ersatzpflichtigen von diesem Teil 
der Verpflichtungen zu befreien. 

§ 26 

Unberührt bleiben gesetzliche Vorschriften, nach 
denen der Inhaber der Anlage in weiterem Umfange 
als nach den Vorschriften dieses Gesetzes haftet 
oJer nach denen ein anderer für den Schaden ver- 
antwortlich ist. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Internationale Zusammenarbeit 

§ 27 

(1) Die Bundesanstalt ist befugt, zur Wahrneh- 
mung der ihr übertragenen Aufgaben mit ausländi- 
schen Einrichtungen verwandten Charakters zusam- 
menzuarbeiten. 

(2) Sie kann, soweit nicht die Bestimmungen des 
Vertrages vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft entgegenstehen, 
zur Regelung der Zusammenarbeit Vereinbarungen 
mit derartigen Einrichtungen treffen. 

§ 28 

Das Direktorium der Bundesanstalt wirkt bei allen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen über die fried- 
liche Verwendung der Kernenergie mit. Es holt da- 
bei in jedem Falle die Stellungnahme des Verwal- 
tungsrates ein. 
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ACHTER ABSCHNITT 

Strafbestimmungen 

§ 29 

Wer 

1. Kernbrennstoffe, die er der Bundesanstalt an- 
zubieten hat, nicht anbietet oder solche 
Stoffe ohne Genehmigung oder anders als in 
der genehmigten Art verwendet, 

2. es unterläßt, die Einfuhr, Erzeugung oder Wei- 
tergabe von radioaktiven Substanzen zu mel- 
den, 

wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

§ 30 

(1) Wer den ihm im Zusammenhang mit der Er- 

teilung einer Genehmigung von der Bundesanstalt 
auferlegten oder anderweitig von ihm im Interesse 
der allgemeinen Sicherheit und der öffentlichen Ge- 
sundheit übernommenen Verpflichtungen nicht nach- 
kommt, handelt ordnungswidrig. | 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer die nach | 

dem Gesetz bestehenden Anzeige-, Auskunfls- und ’ 
Vorlagepflichten nicht erfüllt. ! 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- . 

sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
10 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig begangen 
ist, mit einer Geldbuße bis zu 5000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(4) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeilen vom 

25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) findet in • 
der jeweils geltenden Fassung Anwendung. | 


NEUNTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 31 

Die Feststellung der Bundesanstalt nach § 2 Nr. 2 
ist im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 


§ 32 

ll) Die Bundesregierung wird ermächtigt, auf 
Vorschlag der Bundesanstalt mit Zustimmung des 
Bundesrates Rechlsverordnungen zu erlassen über 

a) Schutzmaßnahmen bei der Verwendung 
von Kernbrennstoffen, 

b) den Strahlenschutz bei der Verwendung 
radioaktiver Substanzen, 

c) die Beförderung von Kernbrennstoffen 
und radioaktiven Substanzen, 

d) die Ausfuhr von Vorrichtungen und Stof- 
fen, die für die Freisetzung und Verwen- 
dung von Kernenergie von Bedeutung 
sind, 

e) die Befreiung des Ersatzpflichtigen durch 
den Bund nach § 25 Satz 2. 

(2) Sie kann diese Ermächtigung auf einen oder 
mehrere Bundesminister übertragen. 

§ 33 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
:los Dritten überleitiingsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
R ochtsverordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigung erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 34 

Folgende Gesetze der Alliierten Hohen Kommis- 
sion werden aufgehoben: 

Ci) das Gesetz Nr. 22 vom 7. März 1950 (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 122), 

b) das Gesetz Nr. 53 vom 9. Mai 1951 (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 882), 

c) das Gesetz Nr. 68 vom 28. Dezember 1951 (Amts- 
blatt der Alliierten Hohen Kommission S. 1361). 

§ 35 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft, hinsichtlich der §§ 30 und 31 jedoch 
im Land Berlin erst am Tage nach der Verkündung 
Übernahmegesetzes im Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin. 


Bonn, den 19. Juni 1958 

Dr. Dehler 
Dr, Ruischke 

Lenz (Trossingen) und Fraktion 
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